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BUNDESSOZIALGERICHT 

 

Beschluß 

in dem Rechtsstreit 
 

Az:  1 BK 8/97 

 

 

 
 
................................................................................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozeßbevollmächtigte:    .............................................................., 

 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Angestellten-Krankenkasse, 
Nagelsweg 27-35, 20097 Hamburg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. September 1997 durch den Präsidenten   

v o n   W u l f f e n   und die Richter   S t e e g e   und    

Dr.  D r e h e r  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 19. Dezember 1996 wird verworfen. 

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den Anforderungen des 

§ 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). 

 

Wird die Zulassung der Revision wegen grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache (Zu-

lassungsgrund gemäß § 160 Abs 2 Nr 1 SGG) begehrt, muß in der Beschwerdebegrün-

dung dargelegt werden, welche Rechtsfrage zur Überprüfung gestellt werden soll und in-

wiefern diese Rechtsfrage klärungsbedürftig, in dem anhängigen Rechtsstreit klärungsfä-

hig sowie über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist. Der Kläger hält aus verfassungs-

rechtlichen Gründen eine Rechtsfortbildung dahingehend für geboten, daß die Leistungs-

pflicht der gesetzlichen Krankenkassen unter bestimmten Voraussetzungen auf Behand-

lungen durch einen Heilpraktiker erstreckt wird. Er geht jedoch nicht darauf ein, daß sich 

das Bundessozialgericht (BSG) mit der Frage der Erstattungsfähigkeit von Kosten für die 

Behandlung durch einen Heilpraktiker bereits mehrfach befaßt und entschieden hat, daß 

der in § 15 Abs 1 und § 27 Abs 1 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) geregelte 

Arztvorbehalt einen generellen Ausschluß nichtärztlicher Heilbehandler von der selbstän-

digen und eigenverantwortlichen Behandlung der Versicherten der gesetzlichen Kranken-

kassen beinhaltet (vgl zB Urteile des 6. Senats vom 1. März 1979 - BSGE 48, 47 = SozR 

2200 § 368 Nr 4 und vom 12. Mai 1993 - BSGE 72, 227 = SozR 3-2500 § 15 Nr 2; Urteil 

des erkennenden Senats vom 11. Oktober 1994 - 1 RK 26/92 - in USK 94128 = Die Lei-

stungen 1996, 54 ff; zur verfassungsrechtlichen Zulässigkeit des Arztvorbehalts vgl auch 

Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 10. Mai 1988 - BVerGE 78, 155 = SozR 

2200 § 368 Nr 11). Damit ist die Klärungsbedürftigkeit der angesprochenen Rechtsfrage 

nicht dargetan. Existiert zu einem Problem schon eine gefestigte höchstrichterliche Recht-

sprechung, so kann ein Bedarf an weiterer Klärung allenfalls dann angenommen werden, 

wenn dieser Rechtsprechung in erheblichem Umfang und mit beachtlichen Argumenten 

widersprochen wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 13). Dafür wird nichts vorgetragen. Die 

Beschwerde setzt sich weder selbst mit der erwähnten Judikatur auseinander noch zeigt 

sie auf, daß dagegen von anderer Seite fundierte Einwände erhoben worden wären. 

 

Da die Begründung somit nicht den gesetzlichen Erfordernissen genügt, muß die Nichtzu-

lassungsbeschwerde in entsprechender Anwendung des § 169 SGG verworfen werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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